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Judikatur 

OGH: Ehegattenunterhalt und Zuwendungen aus 
einer Privatstiftung   

 

 

Serie „Konflikt in der Stiftung“  

Teil II: Schiedsklauseln und Privatstiftung  
 
Im zweiten Teil unserer Newsletterserie „Konflikt in der Stiftung“ 
dreht sich alles um das Thema Schiedsklauseln im Stiftungs-
recht. Mithilfe von Schiedsklauseln kann für Konfliktsituationen 
zwischen den verschiedenen Begünstigtenstämmen und den 
Begünstigten und dem Stiftungsvorstand Vorsorge getroffen 
werden. 

Die Schiedsgerichtsbarkeit bietet gegenüber der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit mehrere Vorteile, wie etwa  

- eine flexible Verfahrensgestaltung; 
- eine schnelle Erledigung strittiger Fragen durch fachlich im 

Stiftungsrecht versierte Experten; 
- und die Wahrung des Geheimhaltungsinteresses der Beteilig-

ten.  

Eine Schiedsvereinbarung bietet sich insbesondere im Zusam-
menhang mit Ansprüchen der Begünstigten gegen die Privatstif-
tung an. Hierbei sind allerdings noch einige Fragen ungeklärt. 
Neben der grundsätzlichen Debatte darüber, welche stiftungs-
rechtlichen Streitigkeiten schiedsfähig sind, ist umstritten, ob die 
Bindung der Begünstigten an eine solche Schiedsklausel von 
deren Zustimmung abhängig ist. Gute Gründe sprechen dafür, 
eine Bindung des Begünstigten aus denselben Überlegungen wie 
beim Vertrag zu Gunsten Dritter anzunehmen. Obwohl noch 
einige Detailfragen ungeklärt sind, scheint die Schiedsgerichts-
barkeit gerade für den Bereich des Stiftungsrechts ein besonders 
taugliches Verfahrensinstrumentarium zu bieten, um Streitigkei-
ten, die überwiegend auch familiäre Interessen betreffen wer-
den, diskret und verhältnismäßig unbürokratisch durch Vertrau-
enspersonen lösen zu lassen. In der Praxis werden daher regel-
mäßig Schiedsklauseln in Stiftungsurkunden oder Stiftungszu-

satzurkunden aufgenommen. Im Einzelfall bedarf es aber einer 
eingehenden Prüfung, ob eine Schiedsvereinbarung das geeigne-
te Konfliktlösungsinstrument für die jeweilige Stiftung ist. 

DDr. Katharina Müller, TEP 
Willheim Müller Rechtsanwälte  
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Im vorliegenden Unterhaltsverfahren bezog der Ehemann – 
neben sonstigen Einkünften - Zuwendungen aus einer von 
seinem Patenonkel gegründeten Privatstiftung. Dieser fühlt 
sich zur Unterstützung des Ehemannes moralisch verpflichtet. 
Die (widerruflichen) Ausschüttungen an den Mann sind vom 
Stifter dafür gedacht, dass sich der Begünstigte „leichter tut“. 
Die Ehefrau beantragte, dass in die Bemessungsgrundlage für 
ihren Unterhaltsanspruch auch die vom Mann aus der Stiftung 
bezogenen Zuwendungen einzurechnen sind. Der Ehemann 
wandte dagegen ein, dass die Zuwendungen aus der Privatstif-
tung keinen Einkommensbestandteil darstellen, der der Be-
messungsgrundlage hinzuzuzählen wäre. Bloß freiwillig geleis-
tete, jederzeit widerrufliche Zuwendungen, die ohne rechtliche 
Verpflichtung aus familiären Gründen erbracht werden, seien 
nicht in die Unterhaltsbemessungsgrundlage einzurechnen. Er 
habe auch keinen Rechtsanspruch auf die Ausschüttungen, die 
ihm vom Stifter jederzeit entzogen werden könnten.  

Der OGH sprach hierzu aus (1Ob56/14p), dass der Begünstig-
ten aus der Privatstiftung einen Rechtsanspruch auf die (wert-
gesicherten) regelmäßigen Zuwendungen habe, sodass inso-
weit keine „freiwillig und ohne rechtliche Verpflichtung“ er-
brachten Leistungen vorliegen. Warum es dem Patenonkel als 
Stifter möglich sein sollte, die Begünstigung des Ehemannes 
von einem Tag auf den anderen einfach zu „streichen“, werde 
vom Ehemann lediglich behauptet, aber nicht erklärt. Es gäbe 
nicht den geringsten Anhaltspunkt dafür, dass der Stif-
ter - selbst wenn er sich einen Widerruf vorbehalten haben 
sollte - einen derartigen Eingriff in den Stiftungszweck beab-
sichtigen könnte. 

Angesichts seiner Vorjudikatur zur Einbeziehung von Privatstif-
tungszuwendungen in die Unterhaltsbemessungsgrundlage ist 
diese Entscheidung des OGH wenig überraschend. Spannend 
erscheinen aber die Ausführungen des OGH zum Rechtsan-
spruch auf die Zuwendung und zu deren Widerruflichkeit. 
Besonders interessant wäre es zu wissen, wie die Begünstig-
tenstellung in der verfahrensgegenständlichen Stiftungserklä-
rung konkret ausformuliert war. 

Dr. Martin Melzer, LL.M., TEP 
Willheim Müller Rechtsanwälte  

NEWS +++ Am 31.8.2014 erscheint das Handbuch  
Stiftungsmanagement, Hrsg. DDr. Katharina Müller: Das 
Nachschlagewerk für alle Stiftungsorgane bietet einen praxis-
nahen Leitfaden zur erfolgreichen Tätigkeit in der Stiftung aus 
zivil- und steuerrechtlicher Sicht. +++ Weitere Informationen 
insbesondere auch zu Veranstaltungen im Bereich Privatstif-
tungen, Erbrecht & Vermögensnachfolge finden Sie in der 
Newslounge unter www.wmlaw.at.  +++ Zur Überprüfung 
bestehender Stiftungen bieten wir einen umfassenden  
Stiftungscheck an. Detaillierte Informationen können Sie 
unter stiftungen@wmlaw.at anfordern. +++  
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